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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Kenntnisnahme vor- 
gelegten Entwürfe 

a) einer Verordnung über die ersten Maßnahmen zur Her- 
stellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft, 

b) von Richtlinien auf dem Gebiet der Verfahren und der 
Verwaltungspraxis für die Einreise, für die Beschäftigung 
und für den Aufenthalt der Arbeitnehmer eines Mitglied- 
staates und ihrer Familienangehörigen innerhalb der an- 
deren Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 

— Drucksache 2337 — 


A. Bericht des Abgeordneten Maier (Mannheim) 


Die Bundesregierung hat gemäß Artikel 2 Satz 2 
des Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft dem 
Bundestag zur Kenntnisnahme die von der Kommis- 
sion der EWG aus gearbeiteten und vorgeschlagemetn 
Entwürfe einer Verordnung und von Richtlinien 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb 
der Gemeinschaft vorgelegt, über die mit einfacher 
Mehrheit der Rat der EWG zu beschließen hat. Die 
Vorlage ist mit Drucksache 2337 dem Ausschuß für 
Arbeit überwiesen worden. Der Ausschuß hat über 
die Entwürfe in zwei Sitzungen, und zwar am 18. 
und 25. Januar 1961, beraten. 

Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft bestimmt im Artikel 49, daß 
über entsprechende Maßnahmen des Rates bis zum 
Ende der Übergangszeit die Freizügigkeit der Arbeit- 
nehmer innerhalb der Gemeinschaft fortschreitend, 
also in Stufen, herzustellen ist. Die Freizügigkeit 
der Arbeitskräfte umfaßt nach Artikel 48 des Ver- 
trages 'die Abschaffung jeder auf der Staatsangehö- 


rigkeit beruhenden unterschiedlichen Behandlung 
der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in bezug auf 
Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeits- 
bedingungen und gibt — vorbehaltlich der aus 
Gründen 'der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und 
Gesundheit gerechtfertigten einzelstaatlichen Be- 
schränkungen — den Arbeitnehmern das Recht, 

a) sich um tatsächlich angebotene Stellen zu be- 
werben ; 

b) sich zu diesem Zweck im Hoheitsgebiet der Mit- 
glieds tauten frei zu bewegen; 

c) sich in einem Mitgliedstaat aufzuhalten, um dort 
nach den für die Arbeitnehmer dieses Staates 
geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
eine Beschäftigung au&zuüben; 

d) nach Beendigung einer Beschäftigung im Hoheits- 
gebiet eines Mitgliedstaates unter Bedingungen 
zu verbleiben, welche die Kommission in Durch- 
f üh rungs v er o rdnung en f es tle g t . 
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Die vorliegenden Entwürfe einer Verordnung und ! 
von Richtlinien enthalten diesen Zielen dienende 
Maßnahmen der sogenannten ersten Stufe, die am ! 
31. Dezember 1962 auslaufen soll. Für die sich daran ; 
anschließende zweite und gegebenenfalls dritte i 
Stufe wird die Kommission zu gegebener Zeit dem 
Rat neue Vorschläge unterbreiten. Die Festsetzung 
von Stufen, innerhalb deren die der Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer entgegens teilenden Beschränkun- 
gen nach und nach abgebaut werden sollen, ent- 
spricht den Bestimmungen des Vertrages. 

Die Kommission hat vorgeschlagen, für den größ- 
ten Teil der ihr in der ersten Stufe erforderlich er- 
scheinenden Maßnahmen die Rechtsform einer Ver- 
ordnung, für den überwiegend polizeirechtlichen Teil 
die Rechtsform der Richtlinien zu wählen. Die Ver- 
ordnung wird in jedem Mitgliedstaat unmittelbar 
Recht setzen, die Richtlinien werden die Mitglied- 
staaten nur in bezug auf das Ziel binden, ihnen aber , 
im übrigen die Wahl der Form und der Mittel über- 
lassen, um dieses für sie verbindliche Ziel zu er- 
reichen. 

Der ‘Erste Teil der von der Kommission vorge- 
schlagenen Verordnung enthält Vorschriften über 
die Hereinnahme und Beschäftigung der Arbeit- ; 
nehmer und ihrer Familienangehörigen. Er be- 1 
stimmt, daß jeder Staatsangehörige eines Mitglied- 
staates das Recht hat, im Hoheitsgebiet eines ande- 
ren Mitgliedstaates im Lohn- oder Arbeitsverhältnis 
beschäftigt zu werden, wenn für eine freie Steile 
im Arbeitsmarkt des zweiten Mitgliedstaates keine . 
geeignete Arbeitskraft innerhalb einer Frist von j 
drei Wochen gefunden werden kann. Darüber hin- , 
aus wird bestimmt, daß die erforderliche Genehm! - I 
gung für einen Arbeitnehmer aus einem anderen ; 
Mitgliedstaat zur Arbeitsaufnahme ohne weiteres j 
zu geben ist, wenn ein auf seinen Namen lautendes j 
Stellenangebot varliegt und berufliche Gründe oder ; 
verwandtschaftliche Bindungen seine Beschäftigung 
rechtfertigen. Ehegatte und Kinder unter 21 Jahren : 
dürfen nach dieser Verordnung in das Hoheitsgebiet I 
des Mitgliedstaates zuziehen, .in dem der Arbeit- j 
nehmer beschäftigt ist. Der Zuzug jedes anderen ! 
Familienangehörigen soll gefördert werden, voraus- j 
gesetzt, daß der Arbeitnehmer über eine geeignete \ 
Wohnung für die Aufnahme seiner Familie verfügt. 


Die Verordnung regelt in einem Zweiten Teil die 
Zusammenführung und den Ausgleich von Stellen- 
angeboten und Stellengesuchen und sieht insoweit 
eine enge Zusammenarbeit der Arbeitsverwaltun- 
gen, eine Mitwirkung der Kommission und die Er- 
richtung eines europäischen Koordinierungsbüros 
sowie den Austausch von Berichten und Informa- 
tionen vor. 

In einem Dritten Teil der Verordnung wird zur 
Unterstützung der Arbeiten der Kommission ein be- 
ratender Ausschuß aus Regierangsvertretem und 
Vertretern der Sozialpartner errichtet sowie ein 
technischer Ausschuß vorgesehen, idem es insbeson- 
dere obliegt, die Kommission in den organisatori- 
schen Fragen einer gemeinsamen Tätigkeit dei 
beteiligten Verwaltungen zu beraten. 

In den Schlußbestimmungen der Verordnung wird 
u. a. bestimmt, daß zunächst auf Arbeitnehmer aus 
anderen Mitglieds taaten zurückgegriffen werden 
soll, bevor Arbeitnehmer aus Staaten außerhalb der 
Eur op äischein W irts cba f t sg eme ins chaf t ein ges teilt 
werden. 

Die von der Kommission vorgeschlagenen Richt- 
linien enthalten Bestimmungen im Bereich des 
Fremde, npolizeirechts und insbesondere in bezug auf 
die Fragen der Einreise von Staatsangehörigen an- 
derer Mitgliedstaatein (Erteilung von Reisepässen, 
Sichtvermerk, Aufenthaltserlaubnis usw.). 

Der Ausschuß gelangte zu der übereinstimmen- 
den Auffassung, daß die Bundesregierung die Ent- 
würfe dem Parlament in der Erwartung zugeleitet 
hat, von ihm Anregungen für deren weitere Be- 
handlung i;m Rat zu erhalten. Nach eingehender 
Prüfung der Vorlage ist der Ausschuß überwiegend 
einstimmig zu der Überzeugung gekommen, daß zu 
einigen besonders wichtigen Artikeln Anregungen 
gegeben werden sollten, die in dem Auisschußamtrag 
ihren Niederschlag finden. Im übrigen sprach sich 
der Ausschuß einstimmig für die Vorlage aus und 
verband damit den Wunsch, daß die von der Kom- 
mission vorgeschlagenen Maßnahmen zur schritt- 
weisen Herstellung der Freizügigkeit der Arbeit- 
nehmer in der Gemeinschaft sich günstig für die 
soziale und wirtschaftliche Entwicklung in den sechs 
Mitgliedstaaten auiswirken mögen. 


Bonn, den 1. Februar 1961 


Maier (Mannheim) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Entwürfe 

a) meiner Verordnung 

b) von Richtlinien 

— Drucksache 2337 — * zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu bitten, ihren Vertretern 
im Rat von folgenden Anregungen des Bundes- 
tages Kenntnis zu geben: 

1. Zu Artikel 2 

Die Voraussetzungen, unter denen Arbeitgeber auf 
Namen lautende Stellenangebote abgeben können, 
bedürfen einer genaueren Umschreibung. Eine ent- 
sprechende Ergänzung der Verordnung erscheint 
wünschenswert. 

2. Zu Artikel 8 

Das hier geforderte Gleichbehandlungsgebot sollte 
sich in Übereinstimmung mit Artikel 48 des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft auf Regelungen beschränken, die In- 
halt des Arbeitsverhältnisses sein können oder zum 
Schutze der Arbeitnehmer erlassen worden sind. 
Eine entsprechende Änderung des Entwurfs ist an- 
zustreben. 


3. Zu Artikel 10 

i Inhalt und Folgen des Artikels 10 lassen sich nicht 
übersehen, da offen ist, was hier zur Familie rechnet. 

| Eine Umschreibung des Begriffes „Familienangehöri- 
1 ger" mit dem Ziele einer Begrenzung auf Ver- 
wandte und Verschwägerte gerader Linie sollte er- 

| reicht werden. 

S 

| 4. Zu Artikel 27 und 47 

1 In Übereinstimmung mit Artikel 48 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft sollte die Verordnung von Eingriffen in die 
: nationalen Regelungen und Maßnahmen im Bereich 
. des Gesundheitsschutzes absehen. 

5. Zu Artikel 43 

, Der Grundsatz eines Vorrangs der Arbeitskräfte 
aus Mitgliedstaaten gegenüber Arbeitskräften aus 
dritten Staaten begegnet sowohl rechtlich als auch 
1 sachlich Bedenken insbesondere dm Hinblick auf be- 
stehende Abmachungen. Von einer Vorschrift dieses 
Inhalts sollte man daher absehen. 

6. Zu Artikel 51 

Die inzwischen vorgeschlagene Ergänzung des vor- 
liegenden V er ordnungsent wurfs, nach der sich die 
hier vorgesehene Freizügigkeit auch auf politische 
Flüchtlinge und Staatenlose erstrecken soll, bedarf 
l einer eingehenden Überprüfung. 


Bonn, den 1. Februar 1961 


Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Maier (Mannheim) 

Berichterstatter 
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